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Sitzungstermine 2010 

 

 

                                   *Verabschiedung Haushalt 
 

Bei Interesse an den Tagesordnungen, können diese beim Bürgermeisterbüro unter 
� 0 21 03 / 72-106 oder mailto:martina.huetten@hilden.de angefordert werden. 

Die Tagesordnungen werden dann - entweder einmalig oder aber auch auf Wunsch regelmäßig - kostenlos zugesandt. 
**************************************** 

 

Amtliche Bekanntmachungen der Stadt Hilden 
 

1. Bekanntmachung über das Recht auf Einsicht in das Wählerverzeichnis und die Erteilung von 
Wahlscheinen für die Wahl zum Landtag in Nordrhein-Westfalen am 09. Mai 2010 
 
1. Das Wählerverzeichnis zur Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen für die Stadt Hilden liegt in der Zeit 

vom 19.04.2010 bis 23.04.2010 während der Dienststunden 

 Montag von 8:00 bis 16:00 Uhr 
 Dienstag von 8:00 bis 16:00 Uhr 
 Mittwoch von 8:00 bis 16:00 Uhr 
 Donnerstag von 8:00 bis 19:00 Uhr 
 Freitag von 8:00 bis 12:00 Uhr 

 im Rathaus der Stadt Hilden, Am Rathaus 1, Zimmer 100, 40721 Hilden, zu jedermanns Einsicht 
aus. Jeder Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu seiner Person im 
Wählerverzeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern ein Wahlberechtigter die Richtigkeit 
oder Vollständigkeit der Daten von anderen im Wählerverzeichnis eingetragenen Personen 
überprüfen will, hat er Tatsachen glaubhaft zu machen, aus denen sich eine Unrichtigkeit oder 
Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben kann. Das Recht auf Überprüfung besteht 
nicht hinsichtlich der Daten von Wahlberechtigten, für die im Melderegister ein Sperrvermerk gemäß 
§ 34 Abs. 6 des Meldegesetzes eingetragen ist. 

 

Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein 
Datensichtgerät möglich. 
 

Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist oder einen Wahlschein hat. 
 

2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann während der Auslegungsfrist, 
spätestens am 23.04.2010 bis 12:00 Uhr, bei der Stadt Hilden, Wahlamt, Am Rathaus 1, 40721 
Hilden, Raum 100, Einspruch einlegen. 
Der Einspruch kann schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift eingelegt werden. 
 

3. Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis spätestens zum 
18.04.2010 eine Wahlbenachrichtigung. 
Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss Einspruch 
gegen das Wählerverzeichnis einlegen, wenn er nicht Gefahr laufen will, dass er sein Wahlrecht 
nicht ausüben kann. 
Wahlberechtigte, die nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen werden und die bereits 
einen Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt haben, erhalten keine Wahlbenachrichtigung. 

 
4. Wer einen Wahlschein hat, kann an der Wahl durch Stimmabgabe in einem beliebigen Wahlraum 

 Jan. Febr. März April Mai Juni Juli Aug. Sept. Okt. Nov. Dez. 

Rat  03. 17.*  12.  07.  29.  10. 15. 

Haupt- und Finanzausschuss   03. 28.     15.  24.  

Ausschuss für Kultur und Heimatpflege  17.    09.      03. 

Ausschuss für Umwelt- und Klimaschutz  22.   03.    06. 27.   

Jugendhilfeausschuss  18.    30.      02. 

Paten- und Partnerschaftsausschuss 25.            

Personalausschuss  10.           

Rechnungsprüfungsausschuss    12.       15.  

Schul- und Sportausschuss  25.    24.      09. 

Sozialausschuss  22.         25.  

Stadtentwicklungsausschuss 20. 24. 24.  05. 16. 14.  01.  03. 08. 

Wahlausschuss 06. 09.           

Wirtsch.-u. Wohnungsbauförderungsaussch.  08.    21.   22.   01. 

Integrationsbeirat  04.       09.  04.  
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seines Wahlkreises (Wahlkreis 36 bzw. 37) oder durch Briefwahl teilnehmen. 
 

5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag 
5.1 ein in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 
5.2 ein nicht in das Wählerverzeichnis eingetragener Wahlberechtigter, 

a) wenn er nachweist, dass er ohne sein Verschulden die Antragsfrist auf Aufnahme in das 
Wählerverzeichnis nach § 10 Landeswahlordnung (bis zum 18.04.2010), oder 

  die Einspruchsfrist gegen das Wählerverzeichnis nach § 17 Abs. 1 Landeswahlgesetz (bis zum 
23.04.2010) versäumt hat, 

 b) wenn sein Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der Antragsfrist nach § 10 
Landeswahlordnung oder der Einspruchsfrist nach § 17 Landeswahlgesetz entstanden ist, 

 c) wenn sein Wahlrecht im Einspruchsverfahren festgestellt worden und die Feststellung erst nach 
Abschluss des Wählerverzeichnisses zur Kenntnis der Gemeindebehörde gelangt ist. 

 

 Wahlscheine können von in das Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten bis zum 
07.05.2010, 18:00 Uhr, bei der Stadt Hilden, Wahlamt, mündlich, schriftlich oder elektronisch 
beantragt werden. 

 Im Falle nachweislich plötzlicher Erkrankung, die ein Aufsuchen des Wahlraumes nicht oder nur 
unter nicht zumutbaren Schwierigkeiten möglich macht, kann der Antrag noch bis zum Wahltage, 
15:00 Uhr, gestellt werden. 

 Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm der beantragte Wahlschein nicht zugegangen 
ist, kann ihm bis zum Tage vor der Wahl, 12:00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt werden. 

 Nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene Wahlberechtigte können aus den unter 5.2 
Buchstaben a bis c angegebenen Gründen den Antrag auf Erteilung eines Wahlscheines noch bis 
zum Wahltage, 15:00 Uhr, stellen. 

 Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht 
nachweisen, dass er dazu berechtigt ist. Ein behinderter Wahlberechtiger kann sich bei der 
Antragstellung der Hilfe einer anderen Person bedienen. 

 

6. Mit dem Wahlschein erhält der Wahlberechtigte 
 - einen amtlichen Stimmzettel des Wahlkreises, 
 - einen amtlichen blauen Stimmzettelumschlag, 
 - einen amtlichen, mit der Anschrift, an die der Wahlbrief zurückzusenden ist, versehenen roten 

Wahlbriefumschlag und 
 - ein Merkblatt für die Briefwahl. 
 

 Die Abholung von Wahlschein und Briefwahlunterlagen für einen anderen ist nur möglich, wenn die 
Berechtigung zur Empfangnahme der Unterlagen durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht 
nachgewiesen wird und die bevollmächtigte Person nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertritt; dies 
hat sie der Gemeindebehörde vor Empfangnahme der Unterlagen schriftlich zu versichern. Auf 
Verlangen hat sich die bevollmächtigte Person auszuweisen. 

 

 Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief mit dem Stimmzettel und dem Wahlschein so 
rechtzeitig an die angegebene Stelle absenden, dass der Wahlbrief dort spätestens am Wahltage 
bis 18:00 Uhr eingeht. 

 Der Wahlbrief wird innerhalb der Bundesrepublik Deutschland ohne besondere Versendungsform 
ausschließlich von der Deutschen Post AG unentgeltlich befördert. Er kann auch bei der auf dem 
Wahlbrief angegebenen Stelle abgegeben werden. 

 
Hilden, den 22. März 2010 
Horst Thiele 
Bürgermeister 

 

 

2. Satzung über die Erhebung von Beiträgen für den Anschluss an die Abwasseranlage der Stadt 
Hilden -Anschlussbeitragssatzung 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) und des § 8 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG), jeweils in den zurzeit geltenden 
Fassungen, hat der Rat der Stadt Hilden in seiner Sitzung am 17.03.2010 folgende Satzung beschlos-
sen: 
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§ 1 
Kanalanschlussbeitrag 

 

(1) Zum Ersatz des durchschnittlichen Aufwandes für die Herstellung der öffentlichen Abwasseranlage 
erhebt die Gemeinde einen Kanalanschlussbeitrag im Sinne des § 8 Abs.4 Satz 3 KAG. 

 

(2) Der Kanalanschlussbeitrag ist die Gegenleistung für die Möglichkeit der Inanspruchnahme der öf-
fentlichen Abwasseranlage und den hierdurch gebotenen wirtschaftlichen Vorteil für ein Grund-
stück. Die Kanalanschlussbeiträge dienen dem Ersatz des Aufwandes der Gemeinde für die Her-
stellung, Anschaffung und Erweiterung der gemeindlichen Abwasseranlage. 

 

(3) Der Kanalanschlussbeitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück. 
 
 

§ 2 
Gegenstand der Beitragspflicht 

 

(1) Ein Grundstück unterliegt der Beitragspflicht, wenn folgende Voraussetzungen erfüllt sind: 
1. Das Grundstück muss an die Abwasseranlage tatsächlich und rechtlich angeschlossen werden 

können, 
2. für das Grundstück muss nach der Entwässerungssatzung ein Anschlussrecht bestehen und 
3. für das Grundstück muss 

a) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt sein (z.B. durch Bebauungsplan), so 
dass es bebaut oder gewerblich genutzt werden darf oder 

b) soweit für ein Grundstück eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist (z.B. 
im unbeplanten Innenbereich nach § 34 BauGB), muss das Grundstück nach der Ver-
kehrsauffassung Bauland sein und nach der geordneten städtebaulichen Entwicklung der 
Gemeinde zur Bebauung anstehen. 

 

(2) Wird ein Grundstück an die öffentliche Abwasseranlage tatsächlich angeschlossen (z.B. im Außen-
bereich nach § 35 BauGB), so unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzun-
gen des Abs. 1 nicht vorliegen. 

 

(3) Der Beitragspflicht nach Abs. 1 unterliegen auch Grundstücke, die im Rahmen der Niederschlags-
wasserbeseitigung mittelbar an die gemeindliche Abwasseranlage angeschlossen sind. Dies ist 
insbesondere der Fall, wenn Niederschlagswasser von Grundstücken oberirdisch ohne leitungsmä-
ßige Verbindung in die gemeindliche Abwasseranlage (z.B. in ein von der Gemeinde betriebenes 
Mulden-Rigolen-System) gelangen kann. 

 

(4) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist unabhängig von der Eintragung im Liegenschaftskataster 
und im Grundbuch jeder derselben Grundstückseigentümerin bzw. demselben Grundstückseigen-
tümer gehörende Teil der Grundfläche, der selbständig baulich oder gewerblich genutzt werden darf 
und an die Anlage angeschlossen werden kann. 

 
 

§ 3 
Beitragsmaßstab 

 

(1) Maßstab für den Beitrag ist die Veranlagungsfläche. Diese ergibt sich durch Vervielfachen der 
Grundstücksfläche mit dem Veranlagungsfaktor. 

 

(2) Als Grundstücksfläche gilt: 
a) bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplans die tatsächliche Grundstücksfläche, 
b) bei Grundstücken, die über die Grenze des Bebauungsplanes hinausreichen, im Bereich des 

Bebauungsplanes Abs. 2 a) ansonsten Abs. 2 c), 
c) wenn ein Bebauungsplan nicht besteht, d.h. bei Grundstücken im unbeplanten Innenbereich 

(§ 34 BauGB) und im Außenbereich (§ 35 BauGB) die tatsächliche Grundstücksfläche bis zu ei-
ner Tiefe von 50 m von der Grundstücksgrenze, die der Erschließungsstraße zugewandt ist, die 
das Grundstück wegemäßig erschließt (Tiefenbegrenzung). 
Bei Grundstücken, die nicht an eine Erschließungsstraße unmittelbar angrenzen, wird die Flä-
che von der zu der Erschließungsstraße liegenden Grundstücksseite bis zu einer Tiefe von 50 
m zugrunde gelegt. 
Reicht die bauliche oder gewerbliche Nutzung über diese Tiefenbegrenzung hinaus, so ist die 
Grundstückstiefe maßgebend, die durch die hintere Grenze der baulichen Nutzung bestimmt 
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wird, die einen Entwässerungsbedarf nach sich zieht. 
Grundstücksteile, die lediglich die wegemäßige Verbindung zur Straße herstellen, bleiben bei 
der Bestimmung der Grundstückstiefe unberücksichtigt. 

d) wenn ein Grundstück an mehrere Erschließungsanlagen angrenzt, in denen die Leitungen 
gleichzeitig verlegt wurden, so ist die Begrenzung der Grundstückstiefe von der Erschließungs-
anlage zu messen, an der das Grundstück mit der größten Frontlänge angrenzt. 

 

(3) Entsprechend der Ausnutzbarkeit wird die Grundstücksfläche mit einem Veranlagungsfaktor verviel-
facht, der im Einzelnen beträgt: 
a) bei 1-geschossiger Bebaubarkeit                1,0 
b) bei 2-geschossiger Bebaubarkeit                1,2 
c) bei 3-geschossiger Bebaubarkeit                1,4 
d) bei 4-geschossiger Bebaubarkeit                1,5 
e) bei 5-geschossiger Bebaubarkeit                1,6 
f) bei 6-geschossiger Bebaubarkeit                1,7 
g) für jedes weitere Geschoß zusätzlich          0,05 
 

(4) Als zulässige Zahl der Geschosse gilt die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der 
Vollgeschosse. Weist der Bebauungsplan nur Grundflächen- und Baumassenzahl oder nur die zu-
lässige Höhe der Bauwerke und keine höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse aus, so gilt als Ge-
schosszahl die Höhe des Bauwerks geteilt durch 2,8, wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen abgerun-
det oder aufgerundet werden. 

 

(5) In unbeplanten Gebieten und bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan weder die Geschosszahl 
noch die Baumassenzahl festgesetzt ist, ist maßgebend: 
a) bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhandenen Geschosse. 
b) bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken die Zahl der auf den Grundstücken der nähe-

ren Umgebung überwiegend vorhandenen Geschosse. 
 

(6) Grundstücke, auf denen nur Garagen oder Stellplätze gebaut werden dürfen, gelten als einge-
schossig bebaubare Grundstücke. 

 

(7) Bei Grundstücken, die mit oberirdischen oder unterirdischen Parkanlagen (Parkhäuser bzw. Tiefga-
ragen) bebaut werden können, wird jedes Parkdeck als ein Geschoß gewertet. 

 

(8) Grundstücke, für die im Bebauungsplan eine gewerbliche Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist, 
gelten als 1-geschossig bebaubar. 

 

(9) In Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten werden die in Abs. 3 genannten Veranlagungsfaktoren 
um je 0,5 erhöht. Dieses gilt auch, wenn Gebiete nicht in einem Bebauungsplan festgesetzt, aber 
aufgrund der vorhandenen Bebauung und sonstigen Nutzung als Kern-, Gewerbe- oder Industrie-
gebiete anzusehen sind oder wenn eine solche Nutzung aufgrund der in der Umgebung vorhande-
nen Nutzung zulässig wäre. 

 

10) Ist im Einzelfall eine größere Geschosszahl zugelassen oder vorhanden und geduldet, so ist diese 
zugrunde zu legen. 

 

11) Sind für ein Grundstück mehrere Geschosszahlen festgesetzt, so gilt als Geschosszahl der Durch-
schnitt der zulässigen Geschosszahlen, wobei Bruchzahlen auf die nächstfolgende volle Zahl auf- 
bzw. abgerundet wird. 

 
 

§ 4 
Beitragssatz 

 

(1) Der Beitrag beträgt 4,62 € je Quadratmeter Veranlagungsfläche. 
 

(2) Besteht nicht die rechtliche und tatsächliche Möglichkeit des Vollanschlusses, so wird ein Teilbetrag 
erhoben. 
Dieser beträgt: 
a) bei einem Anschluss nur für Schmutzwasser 60 % des Beitrags; 
b) bei einem Anschluss nur für Niederschlagswasser 40 % des Beitrags; 
c) bei einem nur teilweise gebotenen Anschluss für Niederschlagswasser zwischen 10 und 90 % 

des Beitrages nach b), je nach Verhältnis des im Einzelfall gebotenen Anschlusses. 
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(3) Entfallen die in Abs. 2 bezeichneten Beschränkungen der Benutzungsmöglichkeit, so ist der Rest-
betrag nach dem zu diesem Zeitpunkt geltenden Beitragssatz zu zahlen. 

 
 

§ 5 
Entstehen der Beitragspflicht 

 

(1) Die Beitragspflicht entsteht, sobald das Grundstück an die öffentliche Abwasseranlage angeschlos-
sen werden kann. 

 

(2) Im Falle des § 2 Abs. 2 entsteht die Beitragspflicht mit dem Anschluss. In den Fällen des § 3 Abs.2 
entsteht die Beitragspflicht für den Restbetrag, sobald die Beschränkungen der Nutzungsmöglich-
keit entfallen. 

 

(3) Für Grundstücke, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung bereits an die Abwasseranlage 
angeschlossen waren oder werden konnten, entsteht die Beitragspflicht mit Inkrafttreten dieser Sat-
zung. 

 

(4) In den Fällen des Abs. 3 entsteht keine Anschlussbeitragspflicht, wenn für den Anschluss des 
Grundstücks bereits eine Anschlussgebühr oder ein Anschlussbeitrag nach früherem Recht gezahlt 
oder ein dahingehender Anspruch erlassen wurde oder verjährt ist. 

 
 

§ 6 
Beitragspflichtiger 

 

(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentümer bzw. 
Eigentümerin des Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so tritt an 
die Stelle des Eigentümers/der Eigentümerin der bzw. die Erbbauberechtigte. 

 

(2) Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner. 
 

(3) Ist ein Grundstück bzw. Erbbaurecht in Wohnungs-/Teileigentum aufgeteilt, wird jede Wohnungs-
/Teileigentümerin bzw. jeder Wohnungs-/Teileigentümer entsprechend ihrer bzw. seiner grundbuch-
lichen Eigentumsanteile herangezogen. 

 
 

§ 7 
Fälligkeit der Beitragsschuld 

 

(1) Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fällig. 
 

(2) Klage gegen einen Beitragsbescheid hat gem. § 80 Abs. 1 Nr. 1 der Verwaltungsgerichtsordnung 
keine aufschiebende Wirkung und entbindet deshalb nicht von der Pflicht zur fristgerechten Zah-
lung. 

 
 

§ 8 
Auskunftspflichten 

 

(1) Die Beitragspflichtigen haben alle für die Berechnung der Beiträge erforderlichen Auskünfte zu er-
teilen sowie Daten und Unterlagen zu überlassen. Sie haben zu dulden, dass Beauftragte der Ge-
meinde das Grundstück betreten, um die Bemessungsgrundlagen festzustellen oder zu überprüfen. 

 

(2) Werden die Angaben verweigert oder sind sie aus sonstigen Gründen nicht zu erlangen, so kann 
die Gemeinde die für die Berechnung maßgebenden Merkmale unter Berücksichtigung aller sachli-
chen Umstände schätzen oder durch einen anerkannten Sachverständigen auf Kosten des Bei-
tragspflichtigen schätzen lassen. 

 
 

§ 9 
Billigkeits- und Härtefallregelung 

 

Ergeben sich aus der Anwendung dieser Satzung im Einzelfall besondere, insbesondere nicht beab-
sichtigte Härten, so können die Kanalanschlussbeiträge gestundet, ermäßigt, niedergeschlagen oder 
erlassen werden. 
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§ 10 
Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von Beiträgen für den Anschluss an die Abwasseranla-
ge der Stadt Hilden - Anschlussbeitragssatzung - vom 10.04.2003 außer Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
Die vorstehende Satzung über die Erhebung von Beiträgen für den Anschluss an die Abwasseranlage 
der Stadt Hilden - Anschlussbeitragssatzung - vom 19.03.2010 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften nach der GO NRW kann gegen die o. g. Sat-
zung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung (öffentliche Bekanntmachung ) nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn, 
 
a.) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b.) die o. g. Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c.) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d.) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-

letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  
 
Hilden, den 19.03.2010 
Horst Thiele 
Bürgermeister 

 
 
3. Einstellung des Verfahrens zur Aufstellung der 45. Flächennutzungsplanänderung für einen 

Bereich zwischen Düsseldorfer Str./ Horster Allee/ Itterbach/ Stadtgrenze 
 

Der Stadtentwicklungsausschuss der Stadt Hilden hat am 24.02.2010 die Aufhebung des Aufstellungs-
beschlusses vom 17.10.2007 mit seiner Änderung vom 10.06.2009 für die 45. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes und damit die Einstellung des Planverfahrens beschlossen. 
Der Rat der Stadt Hilden bestätigte am 17.03.2010 den Beschluss des Stadtentwicklungsausschusses 
zur Einstellung des Planverfahrens. 
 
Das Plangebiet liegt im Westen der Stadt Hilden zwischen der Düsseldorfer Straße, der Horster Allee, 
dem Itterbach und der Stadtgrenze zu Düsseldorf. Es umfasst das Flurstück 335 und den westlichen 
Bereich des Flurstückes 369 in Flur 16 der Gemarkung Hilden. 
 
Mit diesem Beschluss wird das Verfahren zur Aufstellung der 45. Flächennutzungsplanänderung ein-
gestellt. 
 
Der Beschluss des Stadtentwicklungsausschusses mit der 
Bestätigung des Rates der Stadt Hilden wird hiermit zur 
allgemeinen Kenntnis gebracht. 
 
Auf den zur Orientierung veröffentlichten Kartenausschnitt wird 
hingewiesen. 
 
Hilden, den 19.03.2010 
Horst Thiele 
Bürgermeister 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
Die Veröffentlichung vorstehender Bekanntmachung wird 
hiermit angeordnet. 
 
Hilden, den 19.03.2010 
Horst Thiele 
Bürgermeister 
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4. Einstellung des Bebauungsplanverfahrens Nr. 253 für einen Bereich zwischen Düsseldorfer Str./ 
Horster Allee/ Itterbach/ Stadtgrenze 
 
Der Stadtentwicklungsausschuss der Stadt Hilden hat am 24.02.2010 die Aufhebung des Aufstellungs-
beschlusses vom 17.10.2007 mit seiner Änderung vom 10.06.2009 für den Bebauungsplan Nr. 253 und 
damit die Einstellung des Planverfahrens beschlossen. 
 
Der Rat der Stadt Hilden bestätigte am 17.03.2010 den Beschluss des Stadtentwicklungsausschusses 
zur Einstellung des Planverfahrens. 
 
Das Plangebiet liegt im Westen der Stadt Hilden zwischen der Düsseldorfer Straße, der Horster Allee, 
dem Itterbach und der Stadtgrenze zu Düsseldorf. Es umfasst das Flurstück 335 und den westlichen 
Bereich des Flurstückes 369 in Flur 16 der Gemarkung Hilden. 
 
Mit diesem Beschluss wird das Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplanverfahrens Nr. 253 ein-
gestellt. 
 
 
Der Beschluss des Stadtentwicklungsausschusses mit der Bestätigung des Rates der Stadt Hilden wird 
hiermit zur allgemeinen Kenntnis gebracht. 
 
Auf den zur Orientierung veröffentlichten Kartenausschnitt wird hingewiesen. 
 
Hilden, den 19.03.2010 
Horst Thiele 
Bürgermeister 
 
 
 
 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die Veröffentlichung vorstehender Bekanntmachung wird 
hiermit angeordnet. 
 
Hilden, den 19.03.2010 
Horst Thiele 
Bürgermeister 
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Bekanntmachungen der Sparkasse Hilden·Ratingen·Velbert 

 

5. Kraftloserklärungen 
 
Die Sparkassenbücher 
 

Nr. alt 2348746 (R) -  Nr. neu 4042348740         Nr. alt 3850658 (R)  -  Nr. neu 3043850654 
 

ausgestellt von der Sparkasse Hilden·Ratingen·Velbert, der ehemaligen Stadt-Sparkasse Hilden (H), 
der ehemaligen Stadt-Sparkasse Ratingen (R) und der ehemaligen Sparkasse Velbert (V), deren 
Rechtsnachfolgerin die Sparkasse Hilden·Ratingen·Velbert ist, werden nach Durchführung des Aufge-
botsverfahrens für kraftlos erklärt. 
 
Ratingen, 05. März 2010 
SPARKASSE HILDEN·RATINGEN·VELBERT 
 DER VORSTAND 
 
 

6. Aufgebote 
 
Die Sparkassenbücher 
 
3021195700, 3021390558, 3031639580, 3041289392, 3041324678, 
3031925435 - alt 1925437 (H)        3031930468 - alt 1930460 (H) 
3043410830 - alt 3410834 (R)        3043809544 - alt 3809548 (R) 
4043814211 - alt 3814217 (R)        3043839129 - alt 3839123 (R) 
 
der Sparkasse Hilden·Ratingen·Velbert, der ehemaligen Stadt-Sparkasse Hilden (H), der ehemaligen 
Stadt-Sparkasse Ratingen (R) und der ehemaligen Sparkasse Velbert (V), deren Rechtsnachfolgerin 
die Sparkasse Hilden·Ratingen·Velbert ist, werden aufgeboten. 
 
Die Inhaber der Sparkassenbücher werden aufgefordert, binnen drei Monaten ihre Rechte unter Vorla-
ge der Sparkassenbücher anzumelden, andernfalls werden die Sparkassenbücher für kraftlos erklärt. 
 
Ratingen, 19. März 2010 
SPARKASSE HILDEN·RATINGEN·VELBERT 
 DER VORSTAND 
 
 


